Deutsdier Bundestag 
4. Wahlperiode 


Drucksache IV/ 2851 


Kleine Anfrag 

der Abgeordneten Spitzmttller, Schmidt (Kempten), 
Mertes, Ertl und Genossen 

betr. Rechtslage hinsichtlich § 35 des Bundesbau- 
gesetzes und die Handhabung dieser Vorschrift 
durch die zuständigen Behörden 


Zu der Frage, wann öffentliche Belange in Sachen des § 35 
des Bundesbaugesetzes beeinträchtigt und die zuständigen Be- 
hörden deshalb zur Ablehnung von Baugesuchen im Außenbe- 
reidi berechtigt sind, liegen eine Reihe von Urteilen hoher 
und höchster Gerichte vor. Dennoch handhaben die Behörden 
in vielen Fällen § 35 des Bundesbaugesetzes nach Verwaltungs- 
ermessen und beachten nicht, daß ein Rechtsanspruch auf Zu- 
lassung des Bauvorhabens besteht, wenn öffentliche Belange 
nicht berührt sind. 

Wir fragen die Bundesregierung, 

1. was sie tun will, um zu verhindern, daß bauwillige Bürger 
ein etwaiges ihnen zustehendes Recht erst noch gerichtlich 
verfolgen müssen und es deshalb zu unnötigen, hohe Kosten 
verursachenden Gerichtsverfahren kommt, 

2. ob sie bereit ist, die zuständigen Behörden über die ein- 
schlägigen Urteile und die ihnen zugrunde liegenden tragen- 
den Rechtsgedanken rasch und umfassend zu unterrichten 
und damit dazu beizutragen, daß die behördlichen Entschei- 
dungen auf der Basis der durch die Urteile geschaffenen 
Rechtslage getroffen werden? 
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